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Artikel 11)

Gesetz über die Feststellung 
des Haushaltsplans des Landes Hessen

für das Haushaltsjahr 2006 
(Haushaltsgesetz 2006) 

§ 1

Feststellung des Haushaltsplans

Der diesem Gesetz als Anlage beige-
fügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr
2006 wird in Einnahme und Ausgabe auf

22 225 236 500 Euro

festgestellt.

§ 2

Produkthaushalt

(1) Nach § 7a der Hessischen Landes-
haushaltsordnung wird für ausgewählte
Organisationseinheiten ein leistungsbe-
zogener Haushalt (Produkthaushalt) auf-
gestellt.

(2) Der Produkthaushalt besteht aus
einem Wirtschaftsplan, der sich in einen
Leistungsplan, einen Erfolgsplan und
einen Finanzplan gliedert.

(3) Für jedes im Leistungsplan ausge-
wiesene Produkt wird ein gesondertes
Produktblatt mit ergänzenden Erläuterun-
gen erstellt.

(4) Die im Leistungsplan ausgewiesene
Anzahl oder Menge und die Produkt-
abgeltung stellen den Ermächtigungs-
rahmen dar, der grundsätzlich nicht über-
schritten werden darf.

(5) Die im Erfolgsplan ausgewiesenen
Aufwendungen sind gegenseitig deckungs-
fähig, Mehrerträge verstärken die Aufwen-
dungen. Aus laufenden Geschäften erziel-
te Jahresüberschüsse können in eine
Rücklage eingestellt werden. Die Ver-
wendung dieser Mittel für Dauerver-
pflichtungen ist nicht zulässig.

(6) Der zur Finanzierung des Wirt-
schaftsplans veranschlagte kamerale Zu-
schuss stellt den Ermächtigungsrahmen
dar, der grundsätzlich nicht überschritten
werden darf.

(7) Ergänzende Regelungen können
vom Ministerium der Finanzen in Verwal-
tungsvorschriften zu § 7a der Hessischen
Landeshaushaltsordnung getroffen wer-
den.

§ 3

Umsetzungen, Deckungsfähigkeit

(1) Mit Ausnahme der Ansätze für Ver-
sorgungsausgaben dürfen Personalausga-
benansätze innerhalb der Einzelpläne
und im Rahmen der Umsetzung des Ge-
setzes über den Abbau von Stellen in der
Landesverwaltung vom 18. Dezember
2003 (GVBl. I S. 513) durch das Ministeri-
um der Finanzen auch einzelplanüber-
greifend umgesetzt werden. Die Ermäch-
tigung des Ministeriums der Finanzen
umfasst auch Mittelumsetzungen von und
zu Landesbetrieben.

(2) Das Ministerium für Wirtschaft,
Verkehr und Landesentwicklung und das
Ministerium für Umwelt, ländlichen Raum
und Verbraucherschutz können mit vor-
heriger Zustimmung des Ministeriums der
Finanzen Ansätze und Verpflichtungser-
mächtigungen in den Bereichen der Ge-
meinschaftsaufgaben „Verbesserung der
regionalen Wirtschaftsstruktur“ und „Ver-
besserung der Agrarstruktur und des
Küstenschutzes“ sowie die von der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1257/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die Förderung der
Entwicklung des ländlichen Raumes
durch den Europäischen Ausrichtungs-
und Garantiefonds für die Landwirtschaft
(EAGFL) und zur Änderung bzw. Aufhe-
bung bestimmter Verordnungen (ABl. EG
Nr. L 160 S. 80), zuletzt geändert durch
die Verordnungen (EG) Nr. 567/2004 und
583/2004 des Rates vom 22. März 2004
(ABl. Nr. L 90 und L 91 S. 1, Nr. L 94 
S. 71), betroffenen Ansätze und Verpflich-
tungsermächtigungen in den Einzelplä-
nen 07 und 09 für gegenseitig, andere
Ansätze und Verpflichtungsermächtigun-
gen zugunsten dieser Bereiche für einsei-
tig deckungsfähig erklären. Sofern zur
Umsetzung der Programme mit Förderun-
gen aus der EAGFL-Verordnung zusätzli-
che Verpflichtungsermächtigungen erfor-
derlich werden, können diese mit vorheri-
ger Zustimmung des Ministeriums der
Finanzen im notwendigen Umfange ein-
gegangen werden.

(3) Mit vorheriger Zustimmung des Mi-
nisteriums der Finanzen können Ansätze
sowie Verpflichtungsermächtigungen im
Einzelplan 18 als jeweils gegenseitig
deckungsfähig behandelt werden.

(4) Das Ministerium der Finanzen wird
ermächtigt, im Rahmen der Einführung
der Neuen Verwaltungssteuerung Perso-
nalmittel von den Einzelplänen nach Ka-
pitel 06 01 und Kapitel 06 16 in den Fäl-
len umzusetzen, in denen die Ressorts ih-
re Verpflichtungen zur Personalbeistel-
lung nicht oder nicht in vollem Umfang
erfüllen. § 50 der Landeshaushaltsord-
nung findet insoweit keine Anwendung.
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§ 4

Leistungen des Bundes, 
Übertragbarkeit von Ausgaben

(1) Bei Haushaltstiteln, die eine Leis-
tung des Bundes vorsehen, gelten Ansät-
ze und Verpflichtungsermächtigungen im
gleichen Verhältnis als gesperrt, in dem
der Bund seine Leistung mindert; § 41 
der Hessischen Landeshaushaltsordnung
bleibt unberührt.

(2) Übertragbare Ausgaben im Sinne
des § 19 Abs. 1 der Hessischen Landes-
haushaltsordnung sind die Ausgaben der
Hauptgruppen 7 und 8 des Gruppie-
rungsplans für den Haushalt des Landes
Hessen sowie die Ausgaben aus zweck-
gebundenen Einnahmen. Die zu einer
gemeinsamen Zweckbestimmung (Titel-
gruppe) gehörenden Ausgaben der
Hauptgruppen 7 und 8 sind nicht über-
tragbar, es sei denn, der Haushaltsplan
lässt durch entsprechende Haushaltsver-
merke Ausnahmen zu. 

(3) Das Ministerium der Finanzen kann
in besonders begründeten Einzelfällen
die Übertragbarkeit von Ausgaben zulas-
sen, soweit Ausgaben für bereits bewillig-
te Maßnahmen noch im nächsten Haus-
haltsjahr zu leisten sind.

§ 5

Energieeinsparung, 
Informationstechnik

(1) Das Ministerium der Finanzen wird
ermächtigt, für Maßnahmen der Energie-
und Wassereinsparung in landeseigenen
Liegenschaften Vorfinanzierungen in An-
spruch zu nehmen, wenn die entstehen-
den Kosten (einschließlich Zins- und Til-
gungsaufwand) aus den erwarteten Ener-
gie- und Wassereinsparungen innerhalb
von 75 vom Hundert der technischen Le-
bensdauer der Installation refinanziert
werden können. Die Rückzahlung der
vorfinanzierten Beträge erfolgt aus den
bei Gruppe 517 veranschlagten Haus-
haltsansätzen.

(2) Die Mittel für Zwecke der Informa-
tionstechnik sind gesperrt, soweit sie für
nicht den erlassenen Standards entspre-
chende Maßnahmen eingesetzt werden
sollen. Das Ministerium der Finanzen
kann die Sperre aufheben.

§ 6

Institutionelle Förderungen, 
Übertragung von Förderprogrammen

(1) Ausgaben und Verpflichtungser-
mächtigungen für Zuwendungen im Sin-
ne des § 23 der Hessischen Landeshaus-
haltsordnung zur Deckung der gesamten
Ausgaben oder eines nicht abgegrenzten
Teils der Ausgaben einer Stelle außerhalb
der Landesverwaltung (institutionelle För-
derung) sind gesperrt, solange ein Haus-
halts- oder Wirtschaftsplan nicht von 
dem zuständigen Ministerium und dem
Ministerium der Finanzen gebilligt ist.
Das Ministerium der Finanzen kann die
Sperre aufheben.

(2) Das Ministerium der Finanzen
kann, soweit die Haushalts- oder Wirt-
schaftspläne nicht rechtzeitig zu Beginn
des jeweiligen Haushaltsjahres vorgelegt
werden können, in Abschlagszahlungen
zur Leistung unabweisbarer Ausgaben
einwilligen.

(3) Im Landeshaushalt veranschlagte
Förderprogramme können zur Abwick-
lung auf externe Dienstleister übertragen
werden. Das Ministerium der Finanzen
wird ermächtigt, hieraus sich ergebende
notwendige Anpassungen im Haushalts-
vollzug vorzunehmen.

§ 7

Stellenbewirtschaftung, 
Personalmittel

(1) Abweichend von § 49 Abs. 3 
der Hessischen Landeshaushaltsordnung
kann jede Planstelle für Beamtinnen oder
Beamte, Richterinnen oder Richter sowie
jede Stelle für Angestellte und Arbeiterin-
nen oder Arbeiter mit mehreren Teilzeit-
beschäftigten besetzt werden. Daneben
können bei der Besetzung von Planstellen
für Beamtinnen oder Beamte, Richterin-
nen oder Richter sowie von Stellen für
Angestellte, Arbeiterinnen oder Arbeiter
Beschäftigte auf mehreren Stellen geführt
werden. Die Gesamtarbeitszeit je Stelle
darf nicht höher sein als die Arbeitszeit
einer vollbeschäftigten Kraft.

(2) Planstellen einer Besoldungsgruppe
können auch mit Beamtinnen oder 
Beamten einer anderen Laufbahn mit
gleichem Endgrundgehalt besetzt wer-
den. Über die Änderung der Amtsbe-
zeichnung ist im nächsten Haushaltsplan
zu entscheiden.

(3) Für die Besoldung der Professorin-
nen oder Professoren und der Hochschul-
leitung wird als Vergaberahmen festge-
legt, dass der Besoldungsdurchschnitt al-
ler Professorinnen oder Professoren der
Besoldungsgruppen C 2 bis C 4 und W 2
bis W 3 einschließlich der Besoldung der
hauptberuflichen Präsidentinnen oder
Präsidenten, Vizepräsidentinnen oder
Vizepräsidenten und Kanzlerinnen oder
Kanzler der Hochschulen an einer Fach-
hochschule 68 000 Euro und an einer 
Universität oder Kunsthochschule 82 500
Euro nicht übersteigen darf.

(4) Werden polizeidienstunfähige Be-
amtinnen oder -beamte des Polizeivoll-
zugsdienstes, die den gesundheitlichen
Anforderungen des Amtes einer anderen
Laufbahn genügen, im Dienst des Landes
weiterverwendet, so können sie auf einer
Planstelle des Eingangsamts einer Lauf-
bahn der jeweiligen Laufbahngruppe ge-
führt werden. Gleiches gilt auch für Be-
amtinnen oder Beamte des Justizvollzugs-
dienstes, die im allgemeinen Vollzugs-
dienst tätig sind. Das Ministerium der Fi-
nanzen wird ermächtigt, zur Übernahme
von polizei- und justizvollzugsdienst-
unfähigen Beamtinnen und Beamten
vorübergehend Angestelltenstellen in Be-
amtenstellen umzuwandeln.
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(5) Die Stellenübersicht bei Kapitel 
05 04 Titel 425 61 sowie die Erläuterun-
gen dazu sind verbindlich.

(6) Für im Haushaltsplan mit Personal-
vermittlungsstelle-Vermerk ausgebrachte
Planstellen und Stellen findet § 21 Abs. 1
und 3 der Hessischen Landeshaushalts-
ordnung Anwendung.

(7) Bei der Übernahme von an die Per-
sonalvermittlungsstelle gemeldeten Be-
schäftigten durch andere öffentliche Ar-
beitgeber, insbesondere Kommunen, kön-
nen die Personalkosten für die Dauer von
bis zu einem Jahr und mit Zustimmung
des Ministeriums der Finanzen auch für
einen längeren Zeitraum vom Land getra-
gen werden.

(8) Aus den veranschlagten Personal-
mitteln können bei der Vermittlung von
an die Personalvermittlungsstelle gemel-
detem Personal auch besitzstandswahren-
de Zulagen gezahlt werden.

§ 8

Umsetzung von Stellen

(1) Die Landesregierung wird ermäch-
tigt, mit Zustimmung des Haushaltsaus-
schusses freie oder frei werdende Plan-
stellen und Stellen im Falle eines unab-
weisbaren, vordringlichen Personalbe-
darfs in andere Kapitel desselben Einzel-
plans oder in andere Einzelpläne umzu-
setzen und, soweit es notwendig ist,
gleichzeitig umzuwandeln. Über den wei-
teren Verbleib der umgesetzten Planstel-
len und Stellen ist im nächsten Haushalts-
plan zu entscheiden. § 50 der Hessischen
Landeshaushaltsordnung bleibt unbe-
rührt.

(2) Die Ministerien werden ermächtigt,
im Rahmen der dezentralen Veranschla-
gung der Personalausgaben Planstellen
und Stellen innerhalb des Einzelplans
umzusetzen. § 50 der Hessischen Landes-
haushaltsordnung findet insoweit keine
Anwendung. Dies gilt nicht für Umset-
zungen in das Ministeriumskapitel.

(3) Das Ministerium der Finanzen wird
ermächtigt, höherwertige Planstellen und
Stellen, auf denen an die Personalvermitt-
lungsstelle gemeldete Beschäftigte ge-
führt werden, in andere Einzelpläne um-
zusetzen, wenn dort in gleicher Anzahl
niedrigerwertige Planstellen und Stellen
der gleichen Laufbahn in Abgang gestellt
werden. Gleichzeitig sind bei den um-
gesetzten Stellen personengebundene
Vermerke „künftig umzuwandeln“ auszu-
bringen. Dies gilt abweichend von Abs. 2
Satz 3 auch für Umsetzungen in das
Ministeriumskapitel. § 50 der Hessischen
Landeshaushaltsordnung findet insoweit
keine Anwendung.

§ 9

Anpassung an Besoldungs- 
und Tarifrecht, Altersteilzeit

(1) Die Landesregierung wird ermäch-
tigt, haushaltsrechtliche Maßnahmen zu
treffen, die sich aus der Anpassung an

das Besoldungsrecht, an andere gesetzli-
che Bestimmungen oder an das Tarifver-
tragsrecht zwingend ergeben, insbeson-
dere die Stellenpläne und Stellenüber-
sichten zu ergänzen sowie Planstellen
und Stellen umzuwandeln. Über den
weiteren Verbleib dieser Planstellen und
Stellen ist im nächsten Haushaltsplan zu
entscheiden.

(2) Zur Umsetzung der Altersteilzeit-
arbeit ist das zuständige Ministerium er-
mächtigt, auf der Grundlage der von der
Landesregierung erlassenen näheren Be-
stimmungen für Altersteilzeitkräfte Alters-
teilzeitplanstellen und Stellen mit dem Ver-
merk „künftig wegfallend“ zu schaffen.

§ 10

Leerstellen

(1) Das zuständige Ministerium wird
ermächtigt, Leerstellen mit dem Vermerk
„künftig wegfallend“ auszubringen für

1. Beamtinnen und Beamte, Richterinnen
und Richter, die unter Wegfall der
Dienstbezüge bei einem anderen
Dienstherrn verwendet werden,

2. Bedienstete, die als Abgeordnete in
den Bundestag, in den Hessischen
Landtag oder in das Europäische Par-
lament gewählt sind,

3. Bedienstete, die für eine vorüberge-
hende Tätigkeit in öffentlichen zwi-
schenstaatlichen oder überstaatlichen
Einrichtungen oder in den Entwick-
lungsländern beurlaubt werden,

4. Beamtinnen und Beamte, die als Rich-
terinnen und Richter kraft Auftrags zu
einem hessischen Gericht, und Richte-
rinnen und Richter, die zu einer hessi-
schen Verwaltungsbehörde abgeord-
net werden,

5. Beamtinnen und Beamte, die nach 
§ 85a Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 oder nach 
§ 85f des Hessischen Beamtengeset-
zes, oder Richterinnen und Richter, die
nach § 7a Abs. 1 Nr. 2 oder nach § 7b
des Hessischen Richtergesetzes beur-
laubt werden,

6. Angestellte, Arbeiterinnen und Arbei-
ter, die nach § 50 Abs. 1 des Bundes-
Angestelltentarifvertrages oder nach 
§ 55 Abs. 1 des Manteltarifvertrages
für Arbeiterinnen und Arbeiter des
Bundes und der Länder in entspre-
chender Anwendung des § 85a des
Hessischen Beamtengesetzes beur-
laubt werden, 

7. Angestellte, Arbeiterinnen und Arbei-
ter, deren Arbeitsverhältnis nach § 59
Abs. 1 des Bundes-Angestelltentarif-
vertrages oder nach § 62 Abs. 1 des
Manteltarifvertrages für Arbeiterinnen
und Arbeiter des Bundes und der Län-
der wegen der Gewährung einer Rente
auf Zeit ruht,

8. die Dauer der Elternzeit, wenn von der
Möglichkeit zur Beschäftigung von
Vertretungs- und Aushilfskräften aus
besonderen Gründen kein Gebrauch
gemacht werden kann,
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